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I. Auftrag 

Nach § 5 Abs. 3 BStatG hat die Bundesregierung den 
Deutschen Bundestag über die durch Rechtsverord- 
nung gemäß § 5 Abs. 2 BStatG angeordneten Bundes- 
statistiken sowie über die nach Maßgabe des § 7 
BStatG durchgeführten Bundesstatistiken zu unter- 
richten. 

Dieser Bericht wird hiermit vorgelegt. Die genannten 
Rechtsvorschriften sind im Anschluß an den Bericht 
abgedruckt. 


11. Bundesstatistiken auf Grund von 

Rechtsverordnungen gemäß § 5 Abs. 2 BStatG 

Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesstatistik- 
gesetzes am 30. Januar 1987 bis zur Vorlage dieses 
Berichts sind keine Rechtsverordnungen der Bundes- 
regierung gemäß § 5 Abs. 2 BStatG erlassen wor- 
den. 


III. Bundesstatistiken für besondere Zwecke gemäß 
§ 7 BStatG 

Bis Ende 1988 wurden im Statistischen Bundesamt 
2 Erhebungen nach § 7 BStatG durchgeführt, die im 
Laufe des Jahres 1989 abgeschlossen sein werden. 


1. Erhebung gemäß § 7 Abs. 1 BStatG 

Hier handelt es sich um eine Erhebung im Auftrag des 
Bundesministers für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit bei gewerblichen Altstoff Sammlern, die 
ohne Auftrag aber mit Einwilligung öffentlicher Kör- 
perschaften Altpapier und Altglas sammeln. Dieser 
Entsorgungsbereich wurde bisher in Zusammenhang 
mit der Erhebung über die öffentliche Abfallbeseiti- 
gung nicht erfaßt. Ziel der Erhebung ist es daher, 
diese Erfassungslücke zu schließen und der Bundes- 
regierung Informationen zu liefern, die ihr die Festle- 
gung von Zielen für die Vermeidung, Verringerung 
oder Verwertung von Abfällen aus bestimmten Er- 
zeugnissen nach § 14 Abfallgesetz vom 27. August 
1986 (BGBL III 2129-15) ermöglichen. Darüber hinaus 
sollen die Ergebnisse der Erhebung auch dazu dienen, 
andere Maßnahmen durch Rechtsverordnung nach 
§ 14 Abs. 2 Satz 3 AbfG zu ergreifen. 


2. Erhebung gemäß § 1 Abs. 2 BStatG 

Diese Erhebung erstreckt sich auf die Erfassung mo- 
derner unternehmensbezogener Dienstleistungen 
und erfolgt im Benehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 11. April 1989 — O II 3 — 142 001/22 (5) — 
gemäß § 5 Abs. 3 des Bundesstatistikgesetzes (BStatG). 
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Die Konferenz der Wirtschaftsminister der Länder hat 
auf ihrer Sitzung vom lO./ll. April 1986 in Hannover 
den Bundesminister für Wirtschaft gebeten, „unter 
Vorschaltung des Bund-Länder-Ausschusses Statistik 
und im Benehmen mit dem Statistischen Bundesamt, 
Lösungsvorschläge zu einer besseren Darstellung für 
Dienstleistungen in der amtlichen Statistik aufzuzei- 
gen". 

Das Statistische Bundesamt hat daraufhin neben an- 
deren Aktivitäten in diesem Bereich auf Wunsch des 
Bundesministers für Wirtschaft ein Konzept für eine 
Testerhebung bei Dienstleistungsunternehmen erar- 
beitet, mit dem insbesondere die Datenlücke bei soge- 
nannten modernen unternehmensbezogenen Dienst- 
leistungen geschlossen werden soll. Methodisch hat 
diese Testerhebung, die auf der Basis des § 7 Abs. 2 
BStatG durchgeführt wird, das Ziel, eine Dienstlei- 
stungsstatistik auf einzelgesetzlicher Grundlage vor- 
zubereiten. 


3. Belastung der Befragten 

Alle Erhebungen nach § 7 BStatG sind freiwillige Er- 
hebungen. In beiden Erhebungen wurden Betriebe 
bzw. Unternehmen befragt. Für die Erhebung über 
Altpapier und Altglas kann eine exakte Zahl der Be- 


teiligung noch nicht genannt werden, da die Feldar- 
beit dieser Erhebung derzeit gerade abgeschlossen 
wird. Auf Grund der relevanten Grundgesamtheit 
wird der Erhebungsumfang aber unter 1 000 Erhe- 
bungseinheiten liegen. Die maximal 9 zu beantwor- 
tenden Fragen dürften in ca. 15 bis 20 Minuten vom 
Befragten zu beantworten sein. An der Dienstlei- 
stungsteststichprobe beteiligten sich ca. 4 500 Be- 
triebe bzw. Unternehmen. Es wurden 8 Fragen 
gestellt, die ebenfalls in ca. 15 bis 20 Minuten zum 
Teil aus Betriebsunterlagen beantwortet werden kön- 
nen. 


4. Kosten 

Die Gesamtkosten, aufgeteilt in Bundeskosten und 
Länderkosten, sind der nachstehenden Übersicht zu 
entnehmen. Die Unterschiede in der Höhe der Kosten 
beider Erhebungen sind darauf zurückzuführen, daß 
es sich bei der Erhebung über Altpapier und Altglas 
um eine Zusatzerhebung zu einer laufenden Erhe- 
bung über die öffentliche Abfallbeseitigung handelt; 
bei der Dienstleistungsteststichprobe handelt es sich 
dagegen um eine repräsentative Zufallsstichprobe, 
die als selbständige Primärerhebung durchgeführt 
wird. 
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Übersicht 


Erhebungen nach § 7 BStatG in den Jahren 1987 und 1988 


Bezeichnung 
der Erhebung 

Gesamtkosten 1) 
in DM 

Rechts- 

grundlage 

Erhebungsumfang 

Zielsetzung 

Methodik 

Anzahl 
der Erhe- 
bungs- 
einheiten 

Anzahl 

der 

Fragen 

Erhebung 

über 

Altpapier 

und 

Altglas 

Statistisches 

Bundesamt 21 000 

Statistische 

Landesämter 42 800 

§7 

Abs. 1 
BStatG 

ca. 

1 000 

9 

Schheßung von 
Erfassungslük- 
ken bei Altstoff- 
sammlungen 
von Altpapier 
und Altglas. Der 
mit der Erhe- 
bung zu dek- 
kende Daten- 
bedarf dient der 
Vorbereitung 
und Begrün- 
dung von Ent- 
scheidungen der 
Bundesregie- 
rung nach § 14 
Abs. 2 AbfG. 

Zusatzerhebung 
zur laufenden 
Erhebung über 
die öffentliche 
Abfallbeseiti- 
gung bei nicht 
öffenthchen 
Unternehmen 

Insgesamt 63 800 

Dienstlei - 
stungs- 
teststich- 
probe 

Statistisches 

Bundesamt 280 000 

Statistische 

Landesämter .... 237 300 

§7 

Abs. 2 
BStatG 

ca. 

4 500 

8 

Gewinnung von 

Informationen 

über 

— Erhebungs- 
bereiche 

— Erhebungs- 
einheiten 

— Erreichbar- 
keit 

— Erhebungs- 
instrumente 

— Erhebungs- 
verfahren 

zur Vorberei- 
tung einer 
gesetzlichen 
Grundlage für 
eine Dienstlei- 
stungsstatistik 
sowie Gewin- 
nung von Eck- 
daten über den 
Erhebungs- 
bereich. 

Repräsentative 
Zufallsstich- 
probe aus der 
Betriebsdatei 
der Bundesan- 
stalt für Arbeit. 
Selbständige 
Primärerhebung 

Insgesamt 517 300 


1) Eine Kostenermittlung bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden wurde vom Statistischen Bundesamt nicht durchgeführt; 
nach den uns vorliegenden Informationen dürften keine Kosten entstanden sein. 
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Anhang 


Rechtsvorschriften gemäß Bundesstatistikgesetz (BStatG) 


Berichtspflicht der Bundesregierung (§ 5 
Abs. 3 BStatG) 

„(3) Die Bundesregierung erstattet dem Deutschen, 
Bundestag alle zwei Jahre, erstmals im Jahr 1988, 
einen Bericht über die nach Absatz 2 angeordneten 
Statistiken sowie über die Statistiken nach § 7. Dabei 
sind die geschätzten Kosten darzulegen, die dem 
Bund und den Ländern einschließlich der Gemeinden 
und Gemeindeverbände entstehen. Ferner soll auf die 
Belastung der zu Befragenden eingegangen wer- 
den. " 


Bundesstatistiken auf Grund von 
Rechtsverordnungen (§ 5 Abs. 2 BStatG) 

„(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, Wirt- 
schafts- und Umweltstatistiken bei Unternehmen, Be- 
trieben und Arbeitsstätten sowie sonstige Statistiken, 
die als Bundesstatistiken durchgeführt werden, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
mit einer Geltungsdauer bis zu drei Jahren anzuord- 
nen, wenn folgende Voraussetzungen gegeben 
sind: 

1. Die Ergebnisse der Bundesstatistiken müssen zur 
Erfüllung bestimmter, im Zeitpunkt der Erhebung 
schon festliegender Bundeszwecke erforderlich 
sein, 

2. die Bundesstatistiken dürfen nur einen beschränk- 
ten Personenkreis erfassen, 

3. die voraussichtlichen Kosten der jeweiligen Bun- 
desstatistik ohne die Kosten für die Veröffentli- 
chung dürfen beim Bund und bei den Ländern ein- 
schließlich der Gemeinden und Gemeindever- 


bände zusammen zwei MiUionen Deutsche Mark 
für die Erhebungen innerhalb eines Jahres nicht 
übersteigen. 

Wirtschafts- und Umweltstatistiken dürfen mit Aus- 
kunftspflicht, sonstige Statistiken dürfen nur ohne 
Auskunftspflicht angeordnet werden. " 


Bundesstatistiken für besondere Zwecke (§ 7 
BStatG) 

„(1) Zur Erfüllung eines kurzfristig auf tretenden 
Datenbedarfs für Zwecke der Vorbereitung und Be- 
gründung anstehender Entscheidungen oberster Bun- 
desbehörden dürfen Bundesstatistiken ohne Aus- 
kunftspflicht durchgeführt werden, wenn eine oberste 
Bundesbehörde eine solche Bundesstatistik fordert. 

(2) Zur Klärung wissenschafthch-methodischer Fra- 
gestellungen auf dem Gebiet der Statistik dürfen Bun- 
desstatistiken ohne Auskunftspflicht durchgeführt 
werden. 

(3) Das Statistische Bundesamt ist berechtigt, die 
Bundesstatistiken nach den Absätzen 1 und 2 durch- 
zuführen, soweit dies in den Fällen des Absatzes 1 
nicht von den statistischen Ämtern der Länder inner- 
halb der von den obersten Bundesbehörden gesetzten 
Fristen und in den Fällen des Absatzes 2 nicht von den 
statistischen Ämtern der Länder selbst erfolgt. 

(4) Bundesstatistiken nach den Absätzen 1 und 2 
dürfen jeweils höchstens zehntausend Befragte erfas- 
sen. 

(5) Wiederholungsbefragungen sind auch zum 
Zweck der Darstellung eines Verlaufs bis zu fünf Jah- 
ren nach der ersten Befragung zulässig. " 
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